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Zusammenfassung Der vorliegende Beitrag befasst sich
mit dem gesellschaftlich bedeutsamen Ph�nomen des
problematischen Spielverhaltens und leitet den zwingen-
den Bedarf an Pr�ventionskonzepten ab.

Individuell- und sozialsch�dliche Auswirkungen von
Gl�cksspielen begr�nden die Notwendigkeit einer Ver-
staatlichung des Gl�cksspielwesens, um zielgerichtet auf
das Marktgeschehen einwirken und Spielerschutzmaß-
nahmen strukturell fest verankern zu k�nnen. Allerdings
deuten die gegenw�rtigen Entwicklungstrends auf dem
deutschen Gl�cksspielmarkt—wie eine anhaltende Ange-
botserweiterung, die Aufweichung des Staatsmonopols
sowie der Mangel an implementierten und evaluierten
Spielerschutzmaßnahmen—keineswegs ein verbindliches
Bem�hen im Hinblick auf die Vorbeugung problemati-
schen Spielverhaltens an. Infolgedessen kann in Deutsch-
land zuk�nftig mit einem Anwachsen der Spielsuchtpro-
blematik gerechnet werden.

Ausgehend von diesen Entwicklungen ist sowohl von
staatlicher als auch von (bereits vorhandener) privater
Anbieterseite eine proaktiv ausgerichtete Pr�vention
problematischen Spielverhaltens als verpflichtendes Re-
gulationselement einzufordern, die durch ein unabh�ngi-
ges Expertengremium kontinuierliche Kontrolle erfahren
muss. Es l�sst sich eine Vielzahl von prim�r- und se-
kund�rpr�ventiven Handlungsm�glichkeiten anf�hren,
die gl�cksspielform�bergreifend geeignet erscheinen, das
Ausmaß des problematischen Spielverhaltens zu mini-
mieren. Dar�ber hinaus bedarf es einer Evaluation der
Wirkung entsprechender Einzelmaßnahmen oder globaler

Pr�ventionskonzepte, damit ihre Effektivit�t fortlaufend
optimiert werden kann.
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The prevention of problem gambling
A multidimensional challenge

Abstract The present paper investigates the significant
social issue of problem gambling and concludes in the
urgent need for prevention concepts.
Negative consequences of gambling for both the indi-
vidual and society justify the necessity of a state-con-
trolled gambling monopoly to regulate the market de-
velopment effectively and implement adequate protection
measures. However, current developments in the German
gambling market—such as the continuing proliferation of
gambling products, the weakening of the government
monopoly as well as the lack of implemented and eval-
uated protection measures—do not show a reliable com-
mitment to the prevention of problem gambling. Conse-
quently, an increase in gambling-related problems in
Germany can be expected in the near future.
As a result, state-run as well as existing private gambling
operators must put more effort into proactive prevention
of problem gambling. Prevention efforts should be es-
tablished as an obligatory element of gambling business
policy and be continuously controlled by an independent
commission of experts. A wide range of primary and
secondary prevention measures can be specified that seem
to be appropriate in minimizing the extent of problem
gambling. In addition, an evaluation of the effect of cer-
tain single measures or global prevention concepts is re-
quired in order to optimize their impact.
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Einleitung

Gl�cksspiele wie Roulette, Automatenspiele1, Sportwet-
ten und Lotterien bedeuten f�r einen Großteil der Be-
v�lkerung Unterhaltung, Spaß und Spannung. F�r die
meisten Spielteilnehmer stellen sie eine an- und erregende
Form der Freizeitbesch�ftigung dar, die problemlos in die
eigene Lebensf�hrung integriert werden kann. Daneben
findet sich ein nicht unerheblicher Anteil an Spielern, die
die Kontrolle verlieren und ein problematisches Spiel-
verhalten2 mit suchttypischer Symptomatik entwickeln.

Aufgrund ihres Gefahrenpotenzials werden Gl�cks-
spiele in der Europ�ischen Union dem „Recht zur Wah-
rung der �ffentlichen Sicherheit und Ordnung“ zugeord-
net, wobei es grunds�tzlich jedem Mitgliedstaat freisteht,
eigene Wertungen vorzunehmen und restriktive Maß-
nahmen f�r die �ffentliche Veranstaltung von Gl�cks-
spielen zu treffen (EuGH, Rs, 275/92). In Deutschland
d�rfen Gl�cksspiele nach § 284 StGB nur unter staatlicher
Aufsicht und Kontrolle veranstaltet werden. Mit der
Monopolisierung des Gl�cksspielwesens wird die Ziel-
setzung verfolgt, „das illegale Gl�cksspiel um Geld ein-
zud�mmen“, den „nicht zu unterdr�ckenden Spieltrieb
des Menschen“ �ber die Bereitstellung eines �berwach-
baren Gl�cksspielangebots in geordnete Bahnen zu len-
ken und dadurch „die nat�rliche Spielleidenschaft vor
strafbarer Ausbeutung“ zu sch�tzen (Bundesverfassungs-
gericht 1970, S. 148).

Im Allgemeinen kann der Staat mit unterschiedlicher
Eingriffsintensit�t auf das Gl�cksspielangebot einwirken.
Prinzipiell ist eine restriktive Grundausrichtung staatli-
cher Gl�cksspielpolitik aus der Perspektive der Sucht-
pr�vention zu begr�ßen, insbesondere vor dem Hinter-
grund der zu erwartenden Auswirkungen alternativer
Regulierungsmodelle. Zum einen w�rden deregulierende
Maßnahmen wie die �ffnung des Gl�cksspielmarktes ein
Anwachsen des Ausmaßes gl�cksspielbezogener Proble-
me mit sich bringen. Zum anderen h�tte eine zu starke
repressive Ausrichtung oder ein vollst�ndiges Verbot von
Gl�cksspielen den negativen Nebeneffekt des Auf- und
Ausbaus eines illegalen Gl�cksspielmarktes zur Folge
(Quinn 2001). Dem gegen�ber verk�rpert die Monopol-
situation eine geeignete Ausgangsbasis f�r unmittelbare
Eingriffe in das Marktgeschehen und die Bereitstellung

eines hinreichend attraktiven Gl�cksspielangebots unter
Verzicht auf �berm�ßige Spielanreize.

Allerdings l�sst sich aus den j�ngsten strukturellen
Ver�nderungen des deutschen Gl�cksspielmarktes able-
sen, dass der Schutzzweck des § 284 StGB nur noch in
Bezug auf die Garantierung eines ordnungsgem�ßen
Spielbetriebes greift (Meyer u. Bachmann 2000). Ange-
sichts der Etablierung eines umfassenden und vielf�ltigen
Gl�cksspielangebots kann von der angestrebten Gefah-
renabwehr im Sinne einer Z�gelung der Spielleidenschaft
kaum mehr die Rede sein. So ist seit Mitte der 70er-Jahre
eine Markterweiterung in verschiedenen Segmenten des
deutschen Gl�cksspielmarktes zu beobachten. Beispiels-
weise stieg allein in den alten Bundesl�ndern die Anzahl
der Spielbanken von 1974 bis 2002 um das F�nffache
(von 13 auf 65). Zus�tzlich wurden seit der Wiederver-
einigung 13 Spielbanken in den neuen Bundesl�ndern
er�ffnet (Meyer 2003). Der Expansionstrend dokumen-
tiert sich ebenfalls in einer Steigerung der Ums�tze, die
sich 1974 bei einer beschr�nkten Angebotspalette in der
damaligen BRD auf 1,926 Mrd. EUR beliefen. 28 Jahre
sp�ter, 2002, lag der Gesamtumsatz bereits bei
21,651 Mrd. EUR (jeweils exklusive der Spielger�te mit
Gewinnm�glichkeit; Meyer 2003). Als Staatseinnahmen
aus Gl�cksspielen—hierzu z�hlen Rennwett- und Lotte-
riesteuer, Gewinnablieferungen verschiedener Lotterien
und die Spielbankabgabe—fielen 1975 noch nicht einmal
1 Mrd. EUR ab. Im Jahr 2002 waren es dann bereits
4,519 Mrd. EUR, wovon 403 Mio. EUR in den neuen
Bundesl�ndern erwirtschaftet wurden (Meyer 2003).

Abgesehen von der Angebotserweiterung ist an ver-
schiedenen Stellen des deutschen Gl�cksspielmarktes
eine Aufweichung der Monopolstellung des Staates er-
kennbar, die sich in der Beteiligung privater Gl�cks-
spielanbieter am Marktgeschehen manifestiert. Zu nennen
ist in erster Linie die stetige Aufr�stung der Spielger�te
mit Gewinnm�glichkeit zu einem Produkt mit Gl�cks-
spielcharakter und damit die Umgehung der vom Geset-
zesgeber intendierten Unterscheidung der gewerblichen
Geldspielger�te (die juristisch nicht als Gl�cksspiele
gelten) von Gl�cksspielautomaten. Da beim Bespielen der
gewerblichen Geldspielger�te der Unterhaltungswert im
Vordergrund steht und die Gefahr einer Verm�gensbil-
dung und des Verm�gensverlustes ausgeschlossen werden
soll (B�hringer u. T�rk 2000), sieht die Gesetzesgebung
in Abgrenzung zu den Gl�cksspielautomaten eine
Limitierung der Einsatzh�he, Spieldauer sowie Verlust-
und Gewinnm�glichkeiten pro Spielteilnahme vor. Die
L�cken und mangelhafte Transparenz der Spielverord-
nung erm�glichen es der Automatenindustrie jedoch, die
beabsichtigte Produktdifferenzierung zu unterlaufen und
die Unterscheidungsmerkmale zu den Gl�cksspielauto-
maten zu verwischen. So kann das Bespielen von Geld-
spielger�ten beispielsweise durchaus zu Verlusten mit
verm�gensgef�hrdendem Ausmaß f�hren (Meyer u.
Bachmann 2000).

Des Weiteren entwickelte sich mit dem Angebot von
Sportwetten nach festen Quotenvorgaben ein vollkommen
neues Segment auf dem deutschen Gl�cksspielmarkt

1 Unter Automatenspiel sind sowohl die Gl�cksspielautomaten
bzw. „einarmige Banditen“ zu subsumieren, die von den Spiel-
banken als „Kleines Spiel“ in Dependancen betrieben werden, als
auch Spielger�te mit Gewinnm�glichkeit bzw. Geldspielautomaten/
Daddelautomaten, die in Spielhallen, Gastst�tten oder Imbissstuben
zur Verf�gung stehen.
2 Der vorliegende Beitrag verwendet die Begriffe „problematisches
Spielverhalten“ bzw. „Problemspieler“ und bezieht sich dabei auf
verschiedene Dimensionen gl�cksspielbezogener normabweichen-
der Verhaltens- und Erlebensweisen. Hiermit soll ber�cksichtigt
werden, dass jegliche gl�cksspielbezogene Probleme (unabh�ngig
vom Grad ihrer Intensit�t oder Qualit�t) Ansatzpunkte pr�ventiver
Handlungsmaßnahmen repr�sentieren. Der Begriff des pathologi-
schen Spielverhaltens hingegen bezieht sich im Folgenden in An-
lehnung an die g�ngigen Klassifikationsmanuale ausschließlich auf
klinisch relevante Auspr�gungen problematischen Spielverhaltens.
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(Hayer u. Meyer 2003, 2004). Nachdem private Unter-
nehmen im Zuge der Wiedervereinigung so genannte
DDR-Lizenzen erworben und sich mit reizvollen Fest-
quotenwetten Marktanteile gesichert hatten, reagierte der
sich in staatlicher Hand befindende Deutsche Lotto- und
Totoblock entsprechend und f�hrte die „ODDSET-Wette“
(„to set“: festsetzen; „odds“: Chancen/Quoten) zun�chst
in Form einer Kombiwette und wenig sp�ter zudem als
Einzelwette ein. Der somit entfachte Konkurrenzkampf
zwischen den verschiedenen Anbietern �ußert sich in
st�ndigen Versuchen, das eigene Produktsortiment zu
erweitern und die Attraktivit�t der Angebote sukzessive
zu steigern. Vor dem Hintergrund der Bandbreite der
Spielm�glichkeiten bei privaten Anbietern (z.B. Live-
Wetten im Internet; Hayer u. Meyer 2004) scheint es nur
noch eine Frage der Zeit, bis auch der Deutsche Lotto-
und Totoblock auf die n�chsten, spielanreizsteigernden
Wettformen mit dem Argument, konkurrenzf�hig blei-
ben zu m�ssen, zur�ckgreift. Ein derartiger Aufschauke-
lungsprozess im Sinne einer Selbstregulation des Marktes
widerspricht einer protektionistischen Grundausrichtung
und damit der urspr�nglichen Zieldefinition staatlichen
Eingriffs- und Kontrollverhaltens in elementarer Weise.

Sowohl die Ausweitung des Gl�cksspielangebots als
auch die Aufweichung des Staatsmonopols3 repr�sentie-
ren Marktentwicklungen, die dem Gedanken der Sucht-
pr�vention zuwiderlaufen. Da zugleich wenig Wert auf
die Implementierung von Spielerschutzmaßnahmen ge-
legt wird, erscheint ein Anwachsen der Spielsuchtpro-
blematik in Zukunft wahrscheinlich. �bergeordnetes Ziel
der vorliegenden �berblicksarbeit ist es deshalb, auf die
unterschiedlichen Facetten und M�glichkeiten der Pri-
m�r- und Sekund�rpr�vention problematischen Spielver-
haltens aufmerksam zu machen, die Verpflichtung des
Staates und der privaten Gl�cksspielanbieter in Bezug auf
die Umsetzung proaktiver Spielerschutzmaßnahmen zu
verdeutlichen sowie ein regulatives Rahmenmodell vor-
zustellen, welches am ehesten die sozialpolitischen Be-
dingungen f�r die Umsetzung effektiver Pr�ventions-
maßnahmen in Deutschland schafft.

Das St�rungsbild „pathologisches Spielverhalten“
und das Ausmaß der Problematik

�hnlich wie durch den Konsum bestimmter Drogen
k�nnen auch Handlungen Erregungs-, Rausch- und

Gl�ckszust�nde erzeugen. So gibt es eine Gruppe von
Spielern, deren Spielverhalten sich verselbst�ndigt, es-
kaliert und sich zu einer psychischen St�rung mit eigen-
st�ndigem Krankheitswert4 manifestiert, die im deutschen
Sprachraum als (Gl�cks)spielsucht oder pathologisches
Spielverhalten bezeichnet wird. Im aktuellen Klassifika-
tionssystem der Weltgesundheitsorganisation (WHO)
ICD-10 wird „pathologisches Spielen“ als St�rung defi-
niert, die „in h�ufig wiederholtem episodenhaftem
Gl�cksspiel [besteht], das die Lebensf�hrung der betrof-
fenen Personen beherrscht und zum Verfall der sozialen,
beruflichen, materiellen und famili�ren Werte und Ver-
pflichtungen f�hrt“ (Dilling et al. 2000, S. 237). Im
Vordergrund der Symptomatik steht ein intensives Ver-
langen nach dem Gl�cksspiel, das von den Betroffenen
als nicht mehr kontrollierbar beschrieben wird. Nicht
selten setzen pathologische Spieler ihren Beruf aufs Spiel,
verschulden sich, verheimlichen ihr Spielverhalten und
bel�gen ihr Umfeld oder begehen strafrechtlich relevante
Delikte, um an das notwendige Geld zum Spielen zu
gelangen (Meyer u. Bachmann 2000).

Aufgrund der ph�nomenologischen �hnlichkeit zu
dem St�rungsbild der Substanzabh�ngigkeit l�sst sich
pathologisches Spielverhalten als eine stoffungebundene
Suchterkrankung verstehen (Dickerson 1989). �hnlich
wie beim Drogenkonsum und -missbrauch existiert ein
Kontinuum an spielbezogenen Verhaltensweisen, das
Abstinenz, einmaliges Ausprobieren, gelegentliches
Spielen, regelm�ßige Spielteilnahmen, problembehaftetes
und pathologisches (klinisch diagnostizierbares) Spiel-
verhalten umfasst (Korn et al. 2003; Potenza et al. 2002;
Shaffer u. Korn 2002). Die Entwicklung von gl�cks-
spielbezogenen Problemen wird als das Ergebnis eines
dynamischen und komplexen Zusammenwirkens einer
Vielzahl von Faktoren verstanden, die das Individuum,
sein Umfeld sowie die spezifischen Eigenschaften des
Gl�cksspiels betreffen (Meyer u. Bachmann 2000). Im
Rahmen dieses Erkl�rungsmodells kommen den Veran-
staltungsmerkmalen von Gl�cksspielen eine wesentliche
Rolle zu, da sie psychotrope Wirkungen entfachen und
der Emotionsregulation dienen. F�r einige Spielteilneh-
mer bieten Gl�cksspiele die M�glichkeit des Erlebens
einer lustvoll-euphorischen Anspannung bzw. Erre-
gung, andere Spielteilnehmer wiederum (be)nutzen das
Gl�cksspiel als Medium, um vor den Alltagsanforderun-
gen zu fliehen, Frustrationen bzw. Belastungen auszu-
blenden und einen Zustand der Entspannung hervorzuru-
fen. Folglich k�nnen Gl�cksspiele als Anreizsituation
verstanden werden, „deren Aufforderungscharakter in
Wechselwirkung mit der individuellen Bed�rfnisstruktur
des Gl�cksspielers oder Gl�cksspiels�chtigen“ steht
(Petry 1996, S. 22).

3 Die Durchl�ssigkeit von Marktzutrittsbarrieren ist auch beim
Marktsegment „Lotterien“ mit den extensiven Vermarktungsstra-
tegien privater Lotto-Systemanbieter zu erkennen. Seit Oktober
2003 veranstalten dar�ber hinaus verschiedene Umwelt- und So-
zialverb�nde die Lotterie „Unsere Welt“, die zun�chst in Nord-
rhein-Westfalen eingef�hrt wurde und bei entsprechender Nach-
frage 2004 auf das gesamte Bundesgebiet ausgeweitet werden soll.
Ein �hnlicher Trend l�sst sich zudem beim urspr�nglich rein
staatlich organisierten Spielbankenwesen konstatieren: W�hrend
sich der Kasinospielbetrieb in den meisten Bundesl�ndern in
staatlicher Hand befindet (wie z.B. Bayern und Niedersachsen),
werden Spielbanken wie etwa in Rheinland-Pfalz oder Hessen auch
von privaten Konzession�ren gef�hrt.

4 Eine zunehmende Anzahl an Forschungsbefunden sowie Er-
kenntnisse aus der medizinischen Rehabilitation f�hrten Anfang
2001 schließlich dazu, dass das pathologische Spielverhalten auch
durch die Spitzenverb�nde der Krankenkassen und Rentenversi-
cherungstr�ger als rehabilitationsbed�rftige Krankheit anerkannt
wurde (s. http://www.gluecksspielsucht.de)
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Die Analyse der Strukturmerkmale von Gl�cksspielen
erm�glicht eine differenzierte Einsch�tzung hinsichtlich
des Stimulations- und Gefahrenpotenzials, das jeweils
von ihnen ausgeht. F�r einen hohen Spielanreiz und
demnach f�r ein hohes Gef�hrdungspotenzial sind in
erster Linie die folgenden Kriterien ausschlaggebend
(Meyer u. Bachmann 2000):

– eine rasche Spielabfolge (hohe Ereignisfrequenz),
– eine kurze Zeitspanne zwischen Einsatz und Spieler-

gebnis (kurzes Auszahlungsintervall),
– variable Einsatz- und/oder Gewinnm�glichkeiten so-

wie
– eine aktive Einbindung des Spielers in den Spielablauf,

die eine �bersch�tzung der eigenen Einflussnahme auf
den Spielausgang f�rdert und zum Weiterspielen ani-
miert.

Gl�cksspiele, welche die angef�hrten Strukturmerk-
male aufweisen, gelten als „harte“ bzw. kontinuierliche
Gl�cksspielformen mit einem h�heren Gef�hrdungspo-
tenzial. Hierzu z�hlen u.a. die Geldspielger�te sowie
kasinotypische Spiele (wie Roulette, Black Jack und
Gl�cksspielautomaten). Im Gegensatz dazu bringen die so
genannten „weichen“ Gl�cksspielformen wie Lotterien
und Fußballtoto nur ein geringeres Gef�hrdungspotenzial
mit sich. Befragungen von Spielern, die ambulante oder
station�re Versorgungseinrichtungen aufgesucht haben,
best�tigen diese Einsch�tzung im Wesentlichen: So be-
finden sich in Deutschland unter den Zockern in Bera-
tung/Behandlung �berwiegend Automaten- und Roulet-
tespieler, jedoch nur selten Lottospieler, die entspre-
chende Gl�cksspielformen als psychosozial belastend
erleben (vgl. Denzer et al. 1995; Meyer 1989; Meyer et
al. 1998). Geldspielger�te werden dabei mit Abstand
am h�ufigsten als problembehaftete Gl�cksspielform be-
nannt, was sich einerseits durch ihre oben benannten
strukturellen Merkmale und andererseits durch die leichte
Verf�gbarkeit und Griffn�he in Spielhallen und Gast-
st�tten erkl�ren l�sst.

Hinsichtlich der Pr�valenz problematischen Spielver-
haltens fehlt es in Deutschland bislang an fundierter
empirischer Evidenz. Derzeit liegen lediglich vereinzelte
Befunde vor, die sich auf die Auftretensh�ufigkeit pro-
blematischen Spielverhaltens bei einzelnen Gl�cksspiel-
formen beziehen. Untersuchungen von Spielern in Spiel-
hallen sowie repr�sentative Umfragen in der erwachsenen
Bev�lkerung (18- bis 69-J�hrige) in Bezug auf die
Spielger�te mit Gewinnm�glichkeit verweisen auf etwa
54.000 Spieler mit subjektiven Belastungen und auf etwa
25.000 bis 30.000 Spieler, die ein pathologisches Spiel-
verhalten aufweisen (B�hringer u. T�rk 2000). Damit
geben etwa 1,2% von 4,63 Mio. aktiven Spielern an, im
Zusammenhang mit dem Spielen subjektive Belastungen
zu erleben, etwa 0,6% der aktiven Spieler gelten analog
der DSM-Kriterien als pathologische Spieler. Bezogen
auf alle Gl�cksspielformen kann momentan auf der Basis
der Versorgungsnachfrage von Spielern in ambulanten
Suchtberatungsstellen (2002) und einem Vergleich mit

der Versorgungsnachfrage von Alkoholabh�ngigen (3–
5%) von etwa 90.000 bis 150.000 beratungs- und be-
handlungsbed�rftigen Spielern in Deutschland ausgegan-
gen werden. Dieser Wert entspricht einem Gesamtbev�l-
kerungsanteil von 0,1–0,2% (Meyer 2003).

Bei Betrachtung der internationalen Pr�valenzraten
f�llt auf, dass eine derartige Gr�ßenordnung eher die
untere Grenze darstellt. So liegen gegenw�rtige Sch�t-
zungen des Bev�lkerungsanteils von Problemspielern bei
1–3% (Crockford u. el-Guebaly 1998), sofern als Unter-
suchungsinstrument die „South Oaks Gambling Screen“
(SOGS; Lesieur u. Blume 1987) herangezogen wurde.
Befunde aus Australien, wo das vielf�ltige Gl�cksspiel-
angebot 1997/98 durchschnittlich 12% der staatlichen
Steuereinnahmen (Productivity Commission 1999) aus-
macht, belegen, dass zwischen 1,2% (Dickerson et al.
1996) und 2,1% (Productivity Commission 1999) der
Erwachsenen gl�cksspielbezogene Probleme erleben.
Zudem konnte mittels einer Metaanalyse zur Bestimmung
der Pr�valenz problematischen Spielverhaltens f�r die
USA und Kanada bei einem Datensatz von 139 Einzel-
studien Folgendes ermittelt werden (Shaffer u. Hall
2001): Die Lebenszeitpr�valenz pathologischen Spiel-
verhaltens liegt f�r die

– Population der Erwachsenen bei 1,92% und f�r die
Population der Jugendlichen bei 3,38%;

– 4,15% der Erwachsenen und 8,4% der Jugendlichen
weisen in ihrer Lebensspanne ein subklinisches Niveau
problematischen Spielverhaltens auf;

– unter der Erwachsenenpopulation ist ein Anstieg der
Ein-Jahres-Pr�valenzen pathologischen Spielverhal-
tens zwischen 1974 und 1999 bei gleichzeitiger Ex-
pansion des Gl�cksspielangebots festzustellen.

Eine Auflistung von Pr�valenzraten aus europ�ischen
L�ndern, die ein mit deutschen Verh�ltnissen vergleich-
bares Gl�cksspielangebot aufweisen, deuten auf ein
Problemausmaß hin, das sich zum Teil weit �ber den
konservativen Sch�tzungen f�r Deutschland bewegt
(Tabelle 1). Aufgrund der variierenden Rechtssituationen,
der damit unmittelbar zusammenh�ngenden Angebotspa-
lette und somit des Bev�lkerungsanteils mit Gl�cksspie-
lerfahrung erscheint eine Gegen�berstellung von Pr�va-
lenzwerten aus verschiedenen L�ndern gleichwohl frag-
w�rdig (vgl. Gambling Review Body 2001). Unter-
schiedliche Erhebungsinstrumente und -methoden, un-
einheitliche Referenzzeitr�ume sowie selektive Stichpro-
benkonstellationen tragen ebenfalls zu der Heterogenit�t
der Befunde bei.

Hohe Pr�valenzraten problematischen Spielverhaltens
sind unter anderem auf die leichte Verf�gbarkeit und
Griffn�he von Gl�cksspielangeboten zur�ckzuf�hren
(z.B. Petry u. Armentano 1999; Productivity Commission
1999; Volberg 1994). Dieser Zusammenhang gilt insbe-
sondere bei einem gleichzeitigen Verzicht auf landesweite
Bem�hungen um den Spielerschutz. Vor dem Hintergrund
der aufgezeigten (Fehl)entwicklungen auf dem nationalen
Gl�cksspielmarkt besteht demnach in Deutschland die
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Notwendigkeit, sich verst�rkt der Gefahrenabwehr zu
widmen und der Verbreitung problematischen Spielver-
haltens vorzubeugen.

Pr�vention im Rahmen
des problematischen Spielverhaltens

Aus gesundheitswissenschaftlicher Perspektive umfasst
Pr�vention jegliche Handlungsmaßnahme, die dem Auf-
kommen unerw�nschter psychischer oder physischer Zu-
st�nde entgegenwirkt bzw. sie im vornherein abwendet.
Seit Caplan (1964) wird konzeptuell in prim�re, sekun-
d�re und terti�re Pr�vention unterschieden, wobei als
Kriterium der Zeitpunkt des Eingriffs relativ zum
Krankheitsverlauf entscheidend ist. W�hrend prim�rpr�-
ventive Maßnahmen darauf abzielen, das Auftreten psy-

chischer St�rungen zu verhindern und damit proaktiv
(vorausschauend) ausgerichtet sind, reagieren terti�rpr�-
ventive Maßnahmen auf bereits manifeste oder fortge-
schrittene St�rungsbilder, indem aversive Konsequenzen
und Sp�tfolgen einer St�rung kompensiert werden sol-
len. Sekund�rpr�ventive Maßnahmen hingegen weisen
proaktive wie reaktive Elemente auf, da sie sich in Ab-
h�ngigkeit ihrer Gestaltung sowohl darum bem�hen, erste
St�rungsanzeichen zu korrigieren, als auch weitere ne-
gative Folgeerscheinungen der Problematik zu vermeiden.
Ausgehend von dieser konzeptionellen Einordnung erge-
ben sich f�r den Bereich des problematischen Spielver-
haltens eine Vielzahl an prim�r-, sekund�r- und terti�r-
pr�ventiven Eingriffsm�glichkeiten, die exemplarisch in
Tabelle 2 aufgef�hrt sind.

Wie Tabelle 2 zu entnehmen ist, k�nnen vorbeugende
Strategien an jeder der drei S�ulen der Suchttrias—Per-

Tabelle 1 Pr�valenzraten problematischen Spielverhaltens ausgew�hlter europ�ischer Studien

Studie/Land Methode/Erhebungsinstrument Stichprobe Pr�valenz [%]

Risikospieler1 Pathologische
Spieler

Becoňa (1993)/Spanien Befragung/DSM-III-R-Kriterien2 n=1.615 (Erwachsene) 1,6 1,7
Bondolfi, Osiek und Ferrero
(2000)/Schweiz

telefonische Interviews/SOGS3 n=2.526 (Erwachsene) 2,2 0,8

G�testam und Johansson
(2002)/Norwegen

telefonische Interviews/
DSM-IV-Kriterien4

n=2.014 (Erwachsene) 0,45 0,15

Orford et al.
(2000)/Großbritannien

Befragung/SOGS3 und
DSM-IV-Kriterien4

n=7.680 (�16 Jahre) 1,2 (SOGS) 0,8 (SOGS)
0,3 (DSM-IV) 0,3 (DSM-IV)

Volberg et al.
(2001)/Schweden

telefonische und postalische
Befragung/SOGS-R5

(gegenw�rtig/Lebenszeit)

n=7.139 (15–74 Jahre) 2,7 (Lebenszeit) 1,2 (Lebenszeit)
1,4 (gegenw�rtig) 0,6 (gegenw�rtig)

1 Risikospieler zeichnen sich durch ein subklinisches Niveau problematischen Spielverhaltens aus
2 Screening-Verfahren in Anlehnung an die DSM-III-R-Kriterien f�r pathologisches Spielverhalten (DSM-III-R-Wert: 2–3=Risikospieler;
�4=pathologischer Spieler);
3 South Oaks Gambling Screen (SOGS-Wert: 3–4=Risikospieler; �5=pathologischer Spieler);
4 Screening-Verfahren in Anlehnung an die DSM-IV-Kriterien f�r pathologisches Spielverhalten (DSM-IV-Wert: 3–4=Risikospieler;
�5=pathologischer Spieler);
5 Revised South Oaks Gambling Screen (SOGS-Wert: 3–4=Risikospieler; �5=pathologischer Spieler).

Tabelle 2 Prim�r-, Sekund�r- und Terti�rpr�vention problematischen Spielverhaltens

Prim�rpr�vention Sekund�rpr�vention Terti�rpr�vention

Zielpopulation alle Spieler und Nichtspieler unabh�ngig
vom Risikostatus, insbesondere aber
potenzielle Risikogruppen (z.B. Jugendliche)

Spieler mit (sub)klinischer
Symptomatik

pathologische,
abstinente und genesene Spieler

Zieldefinition Erhaltung und F�rderung von Gesundheit,
St�rkung eines verantwortungsbewussten
Umgangs mit dem Gl�cksspiel, gezielte
Vorbeugung durch Beeinflussung rechtzeitig
erkannter Risiken

fr�hzeitiges Zur�ckdr�ngen
der St�rungsausl�ser,
F�rderung der Motivation zur
Verhaltens�nderung (z.B. �ber
Selbsthilfemanuale), St�rkung
der Bew�ltigungsf�higkeiten
und -fertigkeiten (Coping)

Behandlung der fortgeschrittenen
Spielsucht inkl. R�ckfallprophylaxe,
Vermeidung von Folgesch�den,
dauerhafte Wiedereingliederung in
das Arbeitsleben, in das soziale
Umfeld und die Gesellschaft,
Sicherung der Lebensqualit�t

Strategie
(exemplarisch)

proaktiv: Verhinderung �berm�ßiger
Spielanreize durch die Einflussnahme auf
die Veranstaltungsmerkmale von
Gl�cksspielen und deren Verf�gbarkeit,
Aufkl�rungskampagnen, Bereitstellung
von Produktinformationen, curriculare
Aktivit�ten in der Schule: Vermittlung
gl�cksspielbezogenen Basiswissens sowie
St�rkung von Kernkompetenzen

proaktiv/reaktiv: problemzentrierte
Spielerberatung und -behandlung
sowie Bereitstellung niedrig-
schwelliger Versorgungsangebote
wie Telefon-Hotlines oder
Treffpunkte f�r Spiels�chtige
(z.B. Kontaktl�den wie das Caf�
Beispiellos in Berlin)

reaktiv: kognitiv-behavioral
orientierte Einzeltherapie, ggf.
begleitende Pharmakotherapie,
Gruppentherapie,
Angeh�rigenarbeit,
Aufbau von Selbsthilfegruppen
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son, Umwelt, Medium—ansetzen und damit genauso die
St�rkung bestimmter individueller Kernkompetenzen mit
einschließen wie auch die Ver�nderung ausgew�hlter
Strukturmerkmale von Gl�cksspielen (z.B. �ber eine
Verringerung der Ereignisfrequenz). Eine derartige Kon-
zeptualisierung macht die Verantwortung des Staates und
der privaten Gl�cksspielbetreiber deutlich, die �ber die
Bereitstellung und Vermarktung eines Produktes mit in-
h�rentem Gefahrenpotenzial das Problemausmaß maß-
geblich beeinflussen.

Vor dem Hintergrund der individuell- und sozial-
sch�dlichen Folgen problematischen Spielverhaltens (vgl.
Lesieur 1998; Meyer u. Bachmann 2000; Productivity
Commission 1999) gewinnen vor allem diejenigen Maß-
nahmen an Bedeutung, die eine proaktive Ausrichtung
aufweisen. Hervorzuheben sind hierbei Eingriffe in die
Spielstruktur oder in das Spieldesign, die sich durch
staatliche Regulationsmaßnahmen zielgerichtet umsetzen
lassen und somit weitaus eher Erfolg versprechen als
langfristige und kostenaufw�ndige Versuche, individuelle
oder soziale Risikofaktoren wie etwa bestimmte Pers�n-
lichkeitsmerkmale oder den Umgang mit Suchtmitteln in
der Bezugsgruppe (Familie, Peers etc.) zu ver�ndern.

Pr�vention als verpflichtende Aufgabe des Staates

Mit der Einrichtung eines Staatsmonopols im Gl�cks-
spielwesen und der Anerkennung des Gefahrenpotenzials
von Gl�cksspielen hat sich der Staat dazu verpflichtet, f�r
den Schutz aller Spielteilnehmer Sorge zu tragen. Im
Vordergrund der staatlichen Interessenslage darf demnach
nicht die gr�ßtm�gliche Aussch�pfung des Marktes ste-
hen, sondern vielmehr die Minimierung der mit dem
Gl�cksspiel verbundenen Gefahren. Hierunter f�llt ge-
nauso der Verzicht auf eine �berm�ßige Stimulierung des
Spielbed�rfnisses in der Bev�lkerung.

Diese Auffassung wird durch eine aktuelle Rechts-
sprechung des Europ�ischen Gerichtshofs (EuGH) nach-
haltig gest�tzt. Nach einem Urteil des EuGH (vom 6.
November 2003: „Gambelli-Urteil“, Az: C-243/01) ist es
Sache nationaler Gerichte zu �berpr�fen, ob Verbote oder
einschr�nkende Regelungen auf den Gl�cksspielm�rkten
tats�chlich notwendig sind, um den auferlegten Zielen
einer Aufrechterhaltung der �ffentlichen Ordnung Rech-
nung zu tragen. Bei dieser Abw�gung muss Ber�cksich-
tigung finden, inwieweit der Staat selbst zur Teilnahme an
Gl�cksspielen (z.B. �ber extensive Werbemaßnahmen)
ermuntert und damit die Nachfrage nach Gl�cksspielen
f�rdert. Demnach kann das Verbot von privat organi-
sierten Gl�cksspielen durchaus mit der Gef�hrdung der
Spielteilnehmer durch Gl�cksspiele begr�ndet werden.
Dieses Argument besitzt jedoch nur solange G�ltigkeit,
wie der Staat auf ein gezieltes Ansprechen von Spielbe-
d�rfnissen verzichtet. Sowohl eine breit angelegte Ver-
marktung der eigenen Produkte (wie beim Lotto „6 aus
49“ oder der Sportwette „ODDSET“) als auch eine per-
manente Expansion des eigenen Gl�cksspielangebots
(wie im Kasinobereich) stehen im Widerspruch zu dem

eigentlichen Schutzzweck eines staatlichen Gl�cksspiel-
monopols. In Deutschland dr�ngt sich derzeit der Ver-
dacht auf, dass die handlungsleitenden Interessen des
Staates vornehmlich finanzieller Art sind und das ge-
schaffene Monopol als lukrative Einnahmequelle im
Sinne der Einnahmemaximierung missbraucht wird5. Um
die Beibehaltung eines Gl�cksspielmonopols zu recht-
fertigen, ist vom Staat einzufordern, dass er seiner Ver-
antwortung zuk�nftig verst�rkt gerecht wird, beschr�n-
kend auf die Nachfrage nach Gl�cksspielen einwirkt und
die Aufgaben zum Spielerschutz ernsthaft betreibt.

Grunds�tzlich ist ein Festhalten an einem Staatsmo-
nopol und damit an der M�glichkeit einer zielgerichteten
(proaktiven) Einflussnahme auf das Gl�cksspielangebot
w�nschenswert. Erfahrungen aus anderen L�ndern mit
einem staatlichen Gl�cksspielmonopol (z.B. Schweiz
oder Kanada) zeigen, dass der Spielerschutz dort einen
h�heren Stellenwert einnimmt als in L�ndern mit �ber-
wiegend privat organisierten Gl�cksspielen. Als ein
richtungweisendes Vorgehen soll an dieser Stelle die
aktuelle Entwicklung in der Schweiz Erw�hnung finden
(Eidgen�ssisches Justiz- und Polizeidepartement 2000,
2002), wo in dem Entwurf eines Bundesgesetzes �ber die
Lotterien und Wetten die „Pr�vention und Behandlung
der Spielsucht“ auf die politische Agenda gesetzt wurde.
Unter anderem ist vorgesehen, dass Großveranstalter von
Lotterien und Wetten eine verpflichtende Abgabe der
Bruttospielertr�ge von 0,5% in einen Spielsuchtfonds zu
leisten haben, der zur Pr�vention und Bek�mpfung der
Spielsucht verwendet werden soll. Daneben m�ssen
schweizerische Spielbanken im Vorfeld der Er�ffnung
fundierte Sozialkonzepte und Sicherheitsmaßnahmen
(wie die Zutrittskontrolle oder �berwachung des Spiel-
ablaufs) vorlegen, um �berhaupt eine Konzession f�r den
Spielbetrieb zu erhalten. Mit den Sozialkonzepten ma-
chen die Spielbanken deutlich, mit welchen Mitteln sie
den sozial sch�dlichen Auswirkungen des Kasinospiels
vorbeugen und diese bek�mpfen wollen. Zum Beispiel
umfasst das Sozialkonzept des „Airport Casino Basel“
(M�ller-Spahn u. Margraf 2003; mittlerweile umbenannt
in „Grand Casino Basel“, http://www.grandcasinoba-
sel.com) folgende Bausteine:

– Aufkl�rung des Publikums �ber die Risiken des
Gl�cksspiels durch Informationsmaterialien;

– Schulungen des Kasinopersonals;
– die Fr�herkennung von Problemspielern;
– Verf�gungen �ber Spielsperren und Besuchsein-

schr�nkungen sowie
– ein niedrigschwelliges Beratungs- und Hilfsangebot

vor Ort im Kasino.

Sorgf�ltige Kontrollen zur Einhaltung und Wirkung
der Pr�ventionsmaßnahmen gegen die Spielsucht umfas-

5 In �hnlicher Weise veranschaulicht Kaminer (2000) exemplarisch
f�r den US-Bundesstaat Connecticut das exorbitante Missverh�ltnis
zwischen staatlichen Einnahmen und Ausgaben f�r die Pr�vention
problematischen Spielverhaltens (Lesieur 1998).
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sen einen erg�nzenden Bestandteil dieses Sozialkonzep-
tes. Die letztendlich zust�ndige Aufsichtsbeh�rde ist
die Eidgen�ssische Spielbankenkommission (ESBK), die
eine Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen �ber-
wacht. Allerdings bleibt eine endg�ltige Bewertung der
Praxisbew�hrung dieses modellhaften Vorgehens derzeit
noch offen.

Pr�vention als verpflichtende Aufgabe
der privaten Gl�cksspielanbieter

Wie bereits ausgef�hrt, stellt das Festhalten an einem
staatlichen Gl�cksspielmonopol mit restriktiver Ausrich-
tung unter suchtpr�ventiven Gesichtspunkten eine geeig-
nete sozialpolitische Rahmenbedingung dar, begleitende
Maßnahmen zum Schutz der Spieler einzurichten. So-
lange jedoch private Gl�cksspielanbieter auf dem deut-
schen Gl�cksspielmarkt t�tig sein d�rfen, muss die Um-
setzung von Spielerschutzmaßnahmen gleichfalls von
Privatunternehmen verlangt werden. Diese Forderung
orientiert sich an den momentanen Entwicklungen auf
dem deutschen Gl�cksspielmarkt und setzt realistischer-
weise voraus, dass private Gl�cksspielanbieter auch in
naher Zukunft das Marktgeschehen mitbestimmen. Zu-
dem fußt eine wirksame �ffentlichkeitsarbeit auf kon-
sistenten und widerspruchsfreien Handlungsleitlinien, die
von allen Gl�cksspielanbietern zu tragen sind.

Auf den ersten Blick mutet die Anforderung nach
proaktiver Pr�vention paradox an, da mit der Einf�hrung
von Spielerschutzmaßnahmen eine Bedrohung der finan-
ziellen Eink�nfte von privaten Gl�cksspielanbietern as-
soziiert ist. In Australien stammt ein Drittel der Ausgaben
f�r Gl�cksspiele (mit Ausnahme der Lotterien) von der
Gruppe der Problemspieler (Productivity Commission
1999). Sch�tzungen f�r den Gl�cksspielmarkt der USA
verweisen ebenfalls darauf, dass ein nicht unbetr�chtli-
cher Anteil der Gl�cksspieleinnahmen (etwa 15%) durch
Problemspieler erzielt werden (National Gambling Impact
Study Commission 1999). Es verwundert daher kaum,
dass die Pr�vention problematischen Spielverhaltens bis-
her nicht als Themenschwerpunkt auf der Agenda der
Unternehmen steht (Quinn 2001, f�r das Kasinospiel in
den USA; oder Hing 2001, f�r Befunde aus Australien).

Obwohl in Deutschland erste Versuche der Imple-
mentierung vereinzelter Pr�ventionsmaßnahmen wahr-
nehmbar sind, kommen private Gl�cksspielanbieter weder
ihrer Verpflichtung zu einer fl�chendeckenden Pr�venti-
onsarbeit nach, noch verstehen sie Spielerschutzmaßnah-
men als integrale S�ule eines verantwortungsbewussten
Produktangebots. In Bezug auf das Automatenspiel in
Spielhallen und Gastst�tten wird zwar auf der einen Seite
versucht, mittels Selbstverpflichtungen die negativen
Auswirkungen des eigenen Produktes in Grenzen zu
halten sowie von den Dachverb�nden aus Forschungs-
projekte zum Spielerschutz zu initiieren. Auf der anderen
Seite jedoch offenbart die Einf�hrung neuer Spielanreize
sowie die gezielte Nutzung vorhandener Gesetzesl�cken
und die Aufhebung von Selbstbeschr�nkungsvereinba-

rungen, dass der Spielerschutz noch nicht strukturell
verankert ist (Meyer 2003). Im Bereich der Sportwetten,
die online angeboten werden, beschr�nken sich die Be-
m�hungen um den Spielerschutz indessen weitgehend auf
den (formalen) Ausschluss von Minderj�hrigen an der
Spielteilnahme sowie die Er�ffnung eines einzigen
Wettkontos pro Person/Haushalt (Hayer u. Meyer 2004).
Ein proaktives Engagement in Sachen Pr�vention pro-
blematischen Spielverhaltens ist ebenso wie beim Pro-
duktvertrieb offline bislang nicht auszumachen.

Im Gegensatz zu einer passiven und ablehnenden
Haltung gegen�ber Pr�ventionsmaßnahmen bildet deren
Umsetzung f�r den Anbieter eines modernen Gl�cks-
spielproduktes einen unabdingbaren Bestandteil des ei-
genen Marketingkonzepts. Hier bietet der Ansatz des
Spielerschutzes eine tragf�hige Zukunftsbasis, da als Teil
der Unternehmensphilosophie nicht die Psychopathologie
in den Vordergrund des Diskurses r�ckt, sondern eine
verantwortungsbewusste Produktpr�sentation, die weder
einen humanit�ren Akt noch eine halbherzige oder aus-
schließlich reaktive Umsetzung von Pr�ventionsangebo-
ten meint. Vielmehr verk�rpert eine Handlungsstrategie
im Rahmen des „responsible gambling“ ein wirkungs-
volles B�ndel an proaktiven Maßnahmen, das individuell
an einer auf pers�nliche Nutzenmaximierung ausgerich-
teten Konsumentscheidung ansetzt und alle zur Beurtei-
lung des Produktes notwendigen positiven wie negativen
Informationen ber�cksichtigt.

Damit stehen die privaten Anbieter von Gl�cksspielen
grunds�tzlich vor der Herausforderung, das Spannungs-
verh�ltnis zwischen spielanreizsteigernden Maßnahmen
und damit (kurzfristigen) �konomischen Interessen und
der vorausschauenden und nachhaltigen Umsetzung von
Spielerschutzmaßnahmen aufzul�sen. Vor dem Hinter-
grund dieser Gratwanderung verstehen private Gl�cks-
spielbetriebe mit Zukunftsvisionen ressourcenorientierte
Pr�vention als Teil ihrer Unternehmenskultur bei gleich-
zeitigem Verzicht auf �berzogene bagatellisierende Po-
sitivdarstellungen des Produktes „Gl�cksspiel“ sowie der
Ablehnung von expansiven Werbestrategien. Besonders
bedeutsam ist, dass alle Mitarbeiter von der Manage-
mentebene bis zum Aufsichtspersonal die Unterneh-
mensphilosophie kennen, tragen, als verbindlich aner-
kennen und sich ihrer Mitverantwortung im Umgang mit
Problemspielern bewusst werden. Zusammenfassend er-
geben sich somit zahlreiche Anreize f�r Unternehmen, die
sich proaktiv f�r die Pr�vention problematischen Spiel-
verhaltens engagieren (Bellringer 1999):

– Herstellung von Transparenz in Bezug auf das Produkt
„Gl�cksspiel“;

– Verbesserung des Images auf Produkt- und Bran-
chenebene;

– Erh�hung ihrer Akzeptanz auf politischer und gesell-
schaftlicher Ebene;

– F�rderung der Bereitschaft auch von bisherigen
Nichtspielern, sich an dem Gl�cksspiel zu beteiligen
und damit Akquise eines neuen Kundenstamms;
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Tabelle 3 Gl�cksspielform�bergreifende M�glichkeiten der Prim�r- und Sekund�rpr�vention

Maßnahmen
der Prim�rpr�vention

Umsetzung in der Praxis

Verf�gbarkeit/Griffn�he maßvolle Zulassung von Gl�cksspielangeboten und restriktiver Umgang mit Angebotserweiterungen
Ansiedlung der Standorte an der Peripherie der Stadt und nicht in sozial schwachen Einzugsgebieten
Einbau von Maßnahmen, die den Zugang zum Gl�cksspiel erschweren (wie z.B. Ausweispflicht)

Verbraucherschutz eindeutige und gut sichtbare Produktinformationen inkl. pr�gnanten Warnhinweisen zum
problematischen Spielverhalten
angemessene Aufkl�rung der Kundschaft �ber Gewinn-/Verlustwahrscheinlichkeiten und
Aussch�ttungsquoten sowie Hinweise zu den psychotropen Effekten und m�glichen negativen
Konsequenzen
Schutz vor �berm�ßigen finanziellen Verlusten in kurzen Zeitr�umen, etwa �ber Begrenzungen
der Einsatzh�he pro Spiel bzw. der Gesamtspieldauer, die Verlangsamung der Spielgeschwindigkeit oder
der regelm�ßigen Aussch�ttung von Gewinnen nach einer bestimmten Zeitspanne oder Betragsh�he
Einf�hrung von Mitgliedschaften/Spielkonten, wobei nur Mitgliedern die Spielteilnahme gew�hrt wird
(und damit z.B. Erm�glichung der Speicherung ausgew�hlter Parameter des Spielverhaltens
auf Chip-Karten unter Ber�cksichtigung des Datenschutzes)

Kindes- und Jugendschutz Bestimmung einer Altersgrenze von mindestens 18 Jahren als Voraussetzung f�r die Teilnahme an
Gl�cksspielen
Informations- und Aufkl�rungskampagnen in der Schule unter Einbeziehung der Lehrer und Eltern
Einbindung des Themas „problematisches Spielverhalten“ in �bergreifende suchtpr�ventive
Handlungsmaßnahmen
stringente �berwachung der Jugendschutzbestimmungen

Werbung Werbebeschr�nkung (bei Gl�cksspielen mit relativ niedrigem Gef�hrdungspotenzial) bzw. Werbeverbot
(bei Gl�cksspielen mit relativ hohem Gef�hrdungspotenzial)
Verzicht auf extensive und irref�hrende Werbestrategien
Verpflichtung zur aufkl�renden Werbung
Beschr�nkung von Hauspostsendungen und Fernsehwerbespots
Verbot von besonderen Spielanreizen wie Freispiele oder Gratisgeschenke (z.B. bei Anwerbung neuer
Kunden)

�ffentlichkeitsarbeit Sensibilisierung der �ffentlichkeit mittels verschiedener Medien und Kan�le
Projekte und Ausstellungen zum Gl�cksspiel/problematischen Spielverhalten
Aussenden konsistenter, kompatibler und eindeutiger Botschaften �ber die Vor- und Nachteile des
Gl�cksspiels
Setzen des problematischen Spielverhaltens auf die politische Agenda als eine bedeutsame
gesundheitswissenschaftliche Aufgabe

Steuerpolitik/
Einnahmeverteilungspolitik

Steueranhebungen auf das Betreiben von Gl�cksspielen als Lenkungsinstrument zur Reduktion
des problematischen Spielverhaltens unter gleichzeitigem Verzicht auf Modifikation des
Gl�cksspielangebots in Richtung einer Erh�hung der Spielanreize; alternativ: Steuerentlastungen,
um mit den frei gewordenen Mehreinnahmen von Anbieterseite gesetzlich zu fordern,
sich proaktiv f�r den Spielerschutz einzusetzen
Einf�hrung von allgemeinen Pflichtabgaben: zweckgebundene Abf�hrung und zielgerichteter Einsatz
von Einnahmeanteilen in die Beratung/Behandlung von Problemspielern, als Forschungsmittel,
in die Gesundheitsf�rderung und zur kontinuierlichen Finanzierung fl�chendeckender Pr�ventionsarbeit
Erhebung von Einlassgeb�hren

Alkoholkonsum Einschr�nkung der Verkn�pfung von Alkoholkonsum und Gl�cksspiel
kein Alkoholausschank w�hrend der Gl�cksspielteilnahme bzw. in unmittelbarer zeitlich-r�umlicher
N�he

Zahlungsverkehr Einschr�nkung/Unterbindung von bargeldlosem Zahlungsverkehr
Verzahnung von
Pr�ventionsarbeit und
Versorgungsstrukturen

Festlegung einer einheitlichen politischen Grundorientierung
Einrichtung eines �berregionalen und umfassenden Verbundsystems mit Abstimmung der einzelnen
pr�ventiven Maßnahmen (auf Bundes- und EU-Ebene)
Einberufung eines staatlichen Referenten mit dem Aufgabengebiet „responsible gambling“

Qualit�tsmanagement
(Struktur-, Prozess- und
Ergebnisqualit�t)

Qualit�tskontrolle und -sicherung in Form von evidenzbasiertem Controlling
Einf�hrung einer unabh�ngigen und interdisziplin�ren Kommission zur Evaluation des Spielverhaltens,
des problematischen Spielverhaltens und den gesellschaftlichen Folgen mit Berichtspflicht an die
zust�ndigen Ministerien (USA: National Gambling Impact Study Commission 1999; England: Gambling
Review Body 2001; und Australien: Productivity Commission 1999)
regelm�ßige und systematische Evaluation der Pr�ventionsmaßnahmen mit dem Ziel ihrer
Weiterentwicklung und Optimierung anhand von wissenschaftlichen Befunden
Vergabe von G�tesiegeln f�r ein verantwortungsbewusstes Produktmanagement

Maßnahmen der
Sekund�rpr�vention

Umsetzung in der Praxis

Versorgung
und „Ausstiegshilfen“

Bereitstellung eines facettenreichen Versorgungsangebots
Ausbau niedrigschwelliger Kontaktm�glichkeiten f�r Spieler
Etablierung von Beratungsangeboten f�r Angeh�rige von Spielern
Einf�hrung der M�glichkeit von Selbstsperren/Beschr�nkungen der Besuchsh�ufigkeit und einer damit
verbundenen Unwirksamkeit von Spielvertr�gen
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– Verringerung des Konfliktpotenzials f�r das Auf-
sichtspersonal, auf interne Unternehmensanweisung
hin trotz Anzeichen problematischen Spielverhaltens
nicht intervenieren zu d�rfen;

– Vermeidung von staatlichen Sanktionen;
– Zuvorkommen vor drastischen Eingriffen in die

Spielstruktur durch den Staat und Steigerung der
Chance, bei zuk�nftigen Konzessionsvergaben be-
r�cksichtigt zu werden.

Ein regulatives Rahmenmodell zur Pr�vention
problematischen Spielverhaltens inklusive prim�r-
und sekund�rpr�ventiver Handlungsm�glichkeiten

Damit die Aufgabe des Spielerschutzes jedoch nicht als
bloßes „Lippenbekenntnis“ im Raum steht, bedarf es der
regelm�ßigen �berpr�fung der staatlichen Gl�cksspiel-
politik durch eine unabh�ngige und interdisziplin�r be-
setzte Kommission. Ein derartiges regulatives Modell
schafft eine zweckdienliche Rahmenbedingung, die eine
nachhaltige und konsequente Umsetzung effektiver Pr�-
ventionsmaßnahmen beg�nstigen w�rde. Die Kommissi-
on sollte zusammengenommen folgende Ziele verfolgen:

– die Aufstellung, Umsetzung und Evaluation mannig-
faltiger Maßnahmen �ber politische Regulations- und
Steuerungsinstrumente;

– direkte Eingriffe in die Spielstruktur mit dem �berge-
ordneten Ziel, alle Spielteilnehmer vor den Gefahren
der Gl�cksspielangebote zu sch�tzen, ohne jedoch den
Spielanreiz auf ein Minimum zu reduzieren;

– Mitglieder von Risikogruppen und Spieler mit pro-
blematischen Verhaltensweisen rechtzeitig vor weite-
ren negativen Folgen zu bewahren sowie

– die Gew�hrleistung eines evidenzbasierten Vorgehens
unter expliziter Bezugnahme auf den Spielerschutz.

Eine zus�tzliche Aufgabe der Kommission besteht in
der �berwachung der privaten Gl�cksspielanbieter, um
auch �ber diesen Pfad die Kontrolle des Gl�cksspielwe-
sens und die Reglementierung des Gl�cksspielangebots
zu gew�hrleisten.

An diesem Punkt stellt sich nunmehr die Frage, welche
M�glichkeiten des Spielerschutzes in Deutschland exis-
tieren und welche konkreten Maßnahmen in der Praxis
umgesetzt werden k�nnen. Aufgrund von theoretischen
�berlegungen sowie Erfahrungen aus anderen L�ndern
bzw. mit anderen Suchtmitteln l�sst sich eine breite und
facettenreiche Palette an proaktiv orientierten Pr�venti-
onsmaßnahmen anf�hren, deren Implementierung unab-
h�ngig von spezifischen Gl�cksspielformen mit der Ver-
hinderung bzw. Reduktion problematischen Spielverhal-
tens einhergeht. Tabelle 3 gibt einen umfassenden �ber-
blick �ber gl�cksspielform�bergreifende Maßnahmen der
Prim�r- und Sekund�rpr�vention (Blaszsczynski 2002;
sowie im Rahmen eines Gesamtkonzeptes zur Tabak-
kontrolle Hanewinkel u. Isensee 2003). Trotz der Band-
breite an Eingriffsm�glichkeiten bleibt festzuhalten, dass
eine Evaluation bestimmter Einzelmaßnahmen oder glo-
baler Pr�ventionskonzepte im Rahmen des deutschen
Gl�cksspielsektors bislang nicht oder nur unzureichend
stattgefunden hat. Die Bestimmung von Wirknachweisen
ist demzufolge mit hoher Priorit�t einzufordern, nicht
zuletzt auch, um entsprechenden Maßnahmen in ihrer
Effektivit�t kontinuierlich zu optimieren.

Schlussfolgerung

Aus der Expansion des Gl�cksspielangebots und der
Aufweichung des staatlichen Monopols l�sst sich ein
großer Bedarf an der Ausarbeitung, Umsetzung und
Evaluation proaktiver Pr�ventionsmaßnahmen ableiten. In
Erg�nzung zu den etablierten Versorgungsangeboten wie
ambulanten und station�ren Beratungs- und Behand-
lungseinrichtungen, die als Reaktion auf eine bereits
manifeste Spielsuchtproblematik zu verstehen sind, gilt es
k�nftig, sich verst�rkt der Vorbeugung problematischen
Spielverhaltens zu widmen und die mit dem Gl�cksspiel
assoziierten Gefahren von vornherein zu minimieren. Die
Forderung nach Umsetzungen von fundierten Pr�venti-
onsmaßnahmen gewinnt umso mehr an Bedeutung, wenn
daran erinnert wird, dass erst das Vorliegen eines erheb-
lichen Leidensdrucks Spiels�chtige oder ihr Umfeld zur
Inanspruchnahme von Versorgungsangeboten bewegt.

Tabelle 3 (continued)

Maßnahmen der
Sekund�rpr�vention

Umsetzung in der Praxis

Personalschulung,
Coaching und Supervision

Vermittlung umfassender F�higkeiten (Sachwissen) und Fertigkeiten (Handlungswissen) rund um das
Thema des problematischen Spielverhaltens f�r die im Gl�cksspielsektor besch�ftigten Personen
Erstellung von Leitlinien zur Beobachtung und Erkennung von Symptomen problematischen
Spielverhaltens in den Gl�cksspielst�tten auf empirischer Basis
Identifikation des problematischen Spielverhaltens und dessen aktive Unterbindung
(z.B. �ber Besuchseinschr�nkungen oder den Ausschluss vom Spielbetrieb)
Kommunikationstraining: Erlernen von Strategien zum Ansprechen vermeintlich gef�hrdeter Spieler
Team- und Fallsupervision unter externer Begleitung

Verpflichtung zur Aus-,
Weiter- und Fortbildung

Konzipierung von Aus-, Weiter- und Fortbildungsangeboten zum problematischen Spielverhalten
f�r Bedienstete von Suchtberatungsstellen
Aufbau und Evaluation eines Curriculums „problematisches Spielverhalten“ mit besonderer
Ber�cksichtigung des Gef�hrdungspotenzials unterschiedlicher Gl�cksspielangebote
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Aus gesundheitspolitischer Perspektive sprechen eini-
ge Argumente f�r das Festhalten an der staatlichen Len-
kung des Gl�cksspielswesens, vor allem in Bezug auf die
damit unmittelbar verkn�pfte Chance zur strukturellen
Verankerung von suchtpr�ventiven Maßnahmen. Natio-
nale Staatsmonopole bieten nicht nur die M�glichkeit,
den Zugang zu Gl�cksspielen gezielt zu erschweren,
sondern ebenso die Gelegenheit, direkt den Spielanreiz
von Gl�cksspielen �ber die Ver�nderung bestimmter
struktureller Merkmale zu modifizieren und ein hinrei-
chend attraktives Spielangebot bereit zu stellen. Gleich-
wohl macht eine Monopolisierung des Gl�cksspielwesens
nur dann Sinn, wenn der Staat seiner Verpflichtung zur
Implementierung von Spielerschutzmaßnahmen auch tat-
s�chlich nachkommt und Gl�cksspiele nicht ausschließ-
lich als willkommene Einnahmequelle ansieht. Der et-
waige Missbrauch des Staatsmonopols kann mit der
Einrichtung einer unabh�ngigen Kontrollinstanz verhin-
dert werden, die den Staat �berwacht, ihn im Hinblick auf
die Erf�llung der mit einer Monopolisierung einherge-
henden Zielsetzungen bewertet und auf etwaige Fehlent-
wicklungen fr�hzeitig korrigierend Einfluss nimmt. Zum
Beispiel w�re im Augenblick zu hinterfragen, ob die
Einf�hrung einer neuen Lotterie mit t�glichen Ziehungen
(„Keno“, wie z.B. in Hessen, http://spiel.lotto-hessen.de)
das Spielbed�rfnis in der Bev�lkerung nicht noch zu-
s�tzlich entfacht und ob bzw. welche Spielerschutzmaß-
nahmen im Zuge dieses Produktangebots Ber�cksichti-
gung finden sollten. Schließlich muss die Forderung nach
Pr�vention—gemessen an der augenblicklichen Situation
auf dem deutschen Gl�cksspielmarkt—auch an private
Gl�cksspielanbieter (inklusive ihrer �berwachung durch
die unabh�ngige Kontrollinstanz) gerichtet werden. So-
lange die Aktivit�ten privater Gl�cksspielanbieter am
Markt andauern, w�re dar�ber hinaus im Zuge der Qua-
lit�tssicherung eine Zertifizierung derjenigen Unterneh-
men durch die Kontrollinstanz w�nschenswert, die ein
verantwortungsbewusstes Produktmanagement betreiben.

Mittlerweile finden sich im internationalen Kontext
erste Studien, die sich auf die empirische Evaluation
bestimmter Spielerschutzmaßnahmen beziehen und so-
mit einer effektiven Pr�ventionsarbeit Vorschub leisten
(Blaszczynski et al. 2001; de Bruin et al. 2001; Loba et al.
2001). In Deutschland indessen hat eine �ffentliche Dis-
kussion um den Spielerschutz sowohl in der Politik als
auch in der Wissenschaft allenfalls sporadisch eingesetzt.
Im Zuge der Landes- und Bundespolitik sind zaghafte
Bem�hungen erkennbar, problematisches Spielverhalten
als wichtiges Thema einer Drogen- und Suchtpolitik zu
begreifen. So hat die Landesregierung Nordrhein-West-
falen ein als Gemeinschaftsinitiative angelegtes „Lan-
desprogramm gegen die Sucht“ verabschiedet, das die
Gl�cksspielsucht als stoffungebundene Suchtform be-
r�cksichtigt (Ministerium f�r Frauen, Jugend, Familie und
Gesundheit des Landes Nordrhein-Westfalen 20016).
Vorrangige Ziele bestehen in der Vermittlung eines ver-

antwortungsvollen Umgangs mit Suchtmitteln und somit
in der F�rderung des Gesundheitsbewusstseins und -ver-
haltens der gesamten Bev�lkerung (Pr�vention), dem
Auf- und Ausbau eines differenzierten Netzwerkes zur
Beratung, Betreuung, Behandlung und Rehabilitation f�r
Suchtgef�hrdete und -kranke (Hilfen) sowie in der all-
gemeinen Gefahrenabwehr und dem Schutz insbesondere
von Hochrisikogruppen (Repression). Auf bundesweiter
Ebene ist als �bergreifende Gesamtstrategie f�r den
Umgang mit Suchtmitteln der „Aktionsplan Drogen und
Sucht“ (http://www.bmgs.bund.de/downloads/Aktions-
plan_BPA_ges.pdf) anzuf�hren, der langfristig zu einem
ver�nderten Gesundheitsbewusstein beitragen und ge-
sundheitssch�dlichen Konsum vermeiden bzw. reduzieren
will. Im Zusammenhang mit der Spielsucht wird die
St�rkung des Problembewusstseins hinsichtlich der ne-
gativen Folgen als Ziel eingefordert, was vor allem f�r
Anbieter von Gl�cksspielen, aber auch generell f�r die
�ffentlichkeit gilt. Gewinne aus Gl�cksspielerl�sen sol-
len des Weiteren als zweckgebundene Mittel f�r die
Suchtpr�vention und Hilfsmaßnahmen f�r Suchtkranke
einfließen.

Wie der vorliegende Beitrag aufgezeigt hat, fehlt es
nicht an fundierten Ideen und Konzepten zur Prim�r- und
Sekund�rpr�vention problematischen Spielverhaltens. Viel-
mehr mangelt es an einer praktischen Umsetzung dieser
Forderungen und einer begleitenden wissenschaftlichen
Evaluation, die f�r eine evidenzbasierte Diskussion zweck-
dienlich w�ren. Um den Bed�rfnissen aber auch dem
Schutz der Spielteilnehmer gerecht zu werden, muss die
Nachfrage nach Gl�cksspielen toleriert und reguliert,
nicht jedoch verurteilt, verharmlost oder stimuliert wer-
den. Erst die Zusammenarbeit von Wissenschaft, Politik
und Gl�cksspielbetreibern stellt die Voraussetzung f�r
die Nutzung von Synergieeffekten dar und r�ckt einen
verantwortungsbewussten und maßvollen Umgang mit
Gl�cksspielen in den Vordergrund des Diskurses.
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